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werde und dass, wenn entgegen aller Voraussicht der Anschluss zustande kommen sollte, Vor­
arlberg zur Schweiz kommen würde. Es wäre interessant zu wissen, ob Sie Nachrichten haben, 
nach welchen die österreichische Regierung, trotz ihres Ableugnens, Vorarlberg ermutigt hätte, 
sich Deutschland anzuschliessen. Aus bester Quelle, aber streng vertraulich, auch gegenüber 
Beck, erfahre ich, dass die österreichische Regierung den Fürsten von Liechtenstein gebeten 
hat, im Vorarlberg durch politische Persönlichkeiten, durch die Presse und mit Geld gegen den 
Anschluss an die Schweiz Propaganda zu machen. Liechtenstein hat bestimmt abgelehnt. Ren­
ner reist heute abend mit dem Ententezug nach Paris und hofft anfangs nächster W oche zurück 
zu sein. Er erklärt, dass er sich einzig und allein mit Krediten und mit Versorgung Österreichs 
befassen werde, aber er wird sicherlich Vorarlberg nicht vergessen. (E 2001 (B) 3 /1 0 ).

189
E 2001 (B ) 8 /8

Le Jurisconsulte du Département politique, M. Huber, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

L  Zürich, 9. Dezember 1919

Ich erlaube mir noch, die bereits mündlich Herrn Dr. Rüegger mitgeteilten 
Überlegungen hier nochmals zusammenzufassen:

1. Der ursprüngliche Zweck der Reise des Herrn Rappard war Aufklärung 
über die Sitzfrage. Diese Aufklärung ist z.T. inzwischen durch die englische 
Note1 erfolgt. Es könnte sich, da auch Polk verreist ist, nur noch darum handeln 
zu erforschen, welches die Stellungnahme des Generalsekretariates des Bundes 
ist. Ob es sich verlohnt, deswegen allein Herrn Rappard nach London zu 
schicken?2

2. Dagegen ist nun durch die britische Note eine andere wichtige Frage aufge­
taucht: Die Rechtskraft der auf Grund des Bundesbeschlusses innerhalb der 2 
Monate abzugebenden Erklärung.

Eines scheint mir staatsrechtlich und innenpolitisch ausgeschlossen: Die 
Abgabe einer unmittelbar verbindlichen Erklärung vor der Volksabstimmung. 
Das Volks- und Ständereferendum hat suspensive Wirkung für den Bundesbe­
schluss. Auch würde ein wenn auch nur vorübergehender Beitritt die Opposition 
sehr verstärken. Zudem ist es ja nicht einmal sicher, ob die — wie es scheint — bri­
tische Auffassung, dass bei negativem Volksentscheid sofortiger Rücktritt bewil­
ligt werden sollte, allgemein anerkannt wird.

3. Die wichtigste Aufgabe der Mission Rappard wird jetzt sein, der britischen 
Regierung, wenn möglich auch einflussreichen Amerikanern und Sir Eric Drum­
mond, verständlich zu machen, dass vor der Volksabstimmung eine sofort bin­
dende Erklärung unmöglich ist und dass aus rechtlichen u. politischen Gründen 
(vide Note an die Signatarstaaten des Völkerbundes)3 eine Abstimmung nicht 
sicher innerhalb der zwei Monate erfolgen kann.

1. Cf. n° 180.
2. Cf. n° 181.
3. Cf. n° 180.
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Was die Schweiz zu erhalten trachten muss, ist die Zusicherung, dass eine 
Erklärung unter Vorbehalt des Volksentscheides, aber innerhalb der 2 Monate, 
uns das Recht auf Beitritt als urspr. Mitglied sichert. Wir beanspruchen vor der 
Volksentscheidung weder die Mitgliedschaftsrechte noch übernehmen wir 
Pflichten. Praktisch kommt es auf eine Erstreckung der 2-Monate-Frist heraus.

4. Die ganze Sache wird dadurch erschwert, dass die Volksabstimmung 
bedingt ist durch den Beitritt der 5 Mächte. Aus diesem Grunde kann es möglich 
werden, dass die Volksabstimmung auf unbestimmte Zeit hinausgeschoben wer­
den müsste. Das wird der Völkerbund u. namentlich dessen Sekretariat nicht 
acceptieren. In diesem Falle bliebe nichts anderes übrig als die Bundesversamm­
lung von neuem in ausserordentl. Session einzuberufen, damit sie darüber ent­
scheide, ob sie, durch Festhalten an der 5-Mächteklausel, den Sitz und eventuell 
das Recht auf Beitritt als urspr. Mitglied aufs Spiel setzen will.

M.E. sollte man diese Möglichkeit einer erneuten Beschlussfassung auch in 
den Besprechungen des Herrn Rappard zum Ausdruck bringen, denn es kann 
dem Völkerbund nicht zugemutet werden, dass er uns ein Warterecht von ganz 
unbestimmter Dauer einräume. Durch die 5-Mächte-Klausel werden wir mög­
licherweise in eine Lage kommen, wo wir zwischen ursprüngl. Mitgliedschaft und 
erst nachträglichem Beitritt wählen müssen — oder dann den Standpunkt der 
brit. Note nachträglich uns anzueignen haben.

6. Es scheint mir übrigens, dass auch dann, wenn wir die englische Auffassung 
über den Beitritt acceptieren könnten, d. h. bis auf weiteres beitretenwürden, die 
Sitzfrage doch wieder akut würde. Denn man wird den Sitz doch nicht definitiv 
nach Genf verlegen, wenn damit zu rechnen ist, dass die Schweiz wegen eines 
negativen Volksentscheides vorzeitig austreten könnte.

Ich komme immer mehr zu der Überzeugung, dass wir nur durch einen nicht 
weit über 2 Monate hinausreichenden Volksentscheid den Sitz uns erhalten kön­
nen. Ist diese Beschleunigung wegen U.S.A. oder aus Rücksichten der Abstim­
mungstaktik nicht möglich, so muss unsere Politik darauf ausgehen, dass von 
dem Völkerbundssitz alles abgetrennt wird, was sich ohne wesentliche Störung 
abtrennen lässt (Gericht, Arbeitsamt, internat. Bureaux etc.), um es uns, ev. 
noch Holland zuzuteilen.
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Le Ministre de Suisse à Vienne, Ch.D. Bourcart, 
au Chef du Département politique, F. Calonder

Copie
L TS Wien, 10. Dezember 1919

Unter Bezugnahme auf mein gestriges Telegramm1 beehre ich mich, Ihnen 
beiliegend ein Communiqué der Liechtensteinischen Gesandtschaft zu übermit­
teln, welches über die schwebenden Unterhandlungen betr. die Zoll-, Post-,

1. Non reproduit.
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